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THEMA

«Eine Landsgemeinde der Bildung»
2. September 2011: Bildung und Politik am ersten Schweizer Bildungstag in Bern

Am ersten Schweizer Biidungstag trafen sich in Bern die Akteure zum Meinungs- und Gedankenaustausch:

Bildungspolitiker aller Parteien, Verwaltungsvertreter, die Spitze der Erziehungsdirektorenkonferenz sowie die

Präsidien der kantonalen Lehrerverbände. Organisiert wurde der Bildungstag vom Dachverband Schweizer

Lehrerinnen und Lehrer (LCH) und seinem Westschweizer Pendant, dem Syndicat des Enseignants Romands (SER).

VON FABIO CANTONI

Um mit der grossen Heterogenität der

Ansprüche an die Schule und den Vor-

Stellungen über die Realisierung dieser

Ansprüche umzugehen, brauche es eine

«Landsgemeindekultur» des Redens

über Bildung in der Schweiz. Diesen

Worten von Toni Strittmatter anlässlich

der LCH-Delegiertenversammlung von

2009 in Bern, sind nun wirklich Taten

gefolgt: Die Bildung und die Politik sind

am ersten Nationalen Bildungstag, ver-

treten durch 170 Akteure, in den Dialog

getreten.

In seiner Eröffnungsansprache zeigte

sich LCH-Präsident Beat W. Zemp über

das gestiegene Interesse der Parteien

und der Medien an der Schule und am

Bildungswesen erfreut. Es habe aber

auch eine Schattenseite: «Der Preis für

die politische Einflussnahme auf die

öffentliche Schule ist nicht nur ideolo-

gisches Gezänk zwischen Lobbygrup-

pen und Expertenstreit.» Die Schule

werde zunehmend auch «als parteipo-

litisches Vehikel missbraucht, um neue

Wählerstimmen zu gewinnen».

In der anschliessenden Podiums-

diskussion versuchte Moderator Iwan

Rickenbach den Damen und Herren

Politiker klare Bekenntnisse zur Schule

zu entlocken. Ihre Statements zu

den unterschiedlichsten Themen im

Bildungsbereich waren

- die internationale Wettbewerbsfähig-

keit, die Betonung von Fachleuten für

die Schweiz (Dienstleistungssektor),

- mehr Mittel für die Bildung,

- HarmoS und Lehrplan 21 als Meilen-

steine,

- eine breite Bildung mit hoher Durch-

lässigkeit,

- ergänzende Angebote für die Gesell-

schaft,

- und der Rückzug «aus der akade-

mischen Sackgasse in der Lehrer-

bildung».

Die Meinungen gingen dementspre-

chend weit auseinander und es gelang

den Sprechenden nur schwer, den

parteilichen Hintergrund richtig abzu-

streifen. Dies bekam dem Dialog in der

ersten Runde nicht gut, und so wurde

nur wenig diskutiert und dafür mehr

Partei-Forderungen an die Schule und

ihre Lehrpersonen abgespielt.

Dies sollte sich dann in der nächsten

Runde gründlich ändern: Denn nun ging

es auf Tuchfühlung zwischen Politik

und Bildung. In kleinen gemischten

Gesprächsrunden fanden die teils hit-

zigen Diskussionen der sieben Thesen

von LCH und SER statt:

1. Ende der «mission
impossible»

Die Schulen brauchen einen geklärten,

machbaren und verbindlichen Auftrag.

Der Lehrplan muss festlegen, was wer

am Ende der Schulstufen in welcher

Güte mindestens können muss. Dieser

Kernauftrag ist national festzulegen, wie
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es der Verfassungsauftrag will. Gleich-

zeitig muss die Schule befähigt werden,

mit den bleibenden widersprüchlichen

Erwartungen an Bildung und Erziehung

zu leben, wie dies in einer demokrati-

sehen und pluralistischen Gesellschaft

unvermeidlich ist. Und es muss aner-

kannt werden, dass die Schule bei allem

redlichen Bemühen nicht allen Ansprü-

chen gerecht werden kann. Neue Forde-

rungen gesellschaftlicher Anspruchs-

gruppen dürfen nicht direkt durch

Lehrmittel und Reformkampagnen den

Schulen aufgedrängt werden, sondern

müssen sich zuerst auf der Bühne der

Lehrplanaushandlung behaupten. Für

den offenen Dialog zwischen der Schule

und ihrer gesellschaftlichen Umgebung

müssen neue Formen jenseits von stän-

diger Einmischung und unqualifizierter

Kritik gefunden werden.

2. In die Bildung stärker
investieren

Mit 5% des Bruttoinlandprodukts für das

Bildungswesen liegt die Schweiz nur

gerade im OECD-Durchschnitt. Länder

wie Dänemark, Norwegen, Schweden,

Finnland oder Neuseeland geben ein

bis zwei Prozentpunkte mehr aus. Auch

wenn Geld allein nicht automatisch

Qualität bewirkt, ist Bildung vermehrt

als eines der wichtigsten Investitionsgü-

ter für den Wohlstand, das Funktionie-

ren der Demokratie und den Erhalt der

Souveränität des Landes zu betrachten.

Deshalb muss der Anteil der Bildungs-

Investitionen am BIP erhöht werden.

Die Verbesserung der Wirksamkeit

und Effizienz von Investitionen in das

Bildungswesen ist eine unbestrittene

Daueraufgabe. Sie ist nicht zu verwech-

sein mit Sparübungen, welche in der

Regel weder die Wirksamkeit noch die

Effizienz verbessern, sondern die Quali-

tät beschädigen.

3. Die Besten gewinnen für
den Lehrberuf

Investitionen in die Qualität des Bil-

dungswesens sind am wirksamsten,

wenn sie als Investition in die Qualität

des Lehrpersonals getätigt werden. Die

Lehrpersonen aller Stufen sind, bezogen

auf ihren jeweiligen verschiedenartigen

Auftrag, durchwegs auf Masterniveau

auszubilden. Der Beruf muss attraktiv

sein für engagierte, geistig regsame

und an Wirkungen interessierte junge

Menschen. Namentlich auch wieder

für Männer. Neben der Eröffnung von

Laufbahnperspektiven müssen die zeit-

liehen Arbeitsbedingungen so gestaltet

werden, dass mehr Zeit für die seriöse

Vor- und Nachbereitung des Unterrichts

und die Zusammenarbeit reserviert ist.

Und es muss eine Besoldungsperspek-

tive geschaffen werden, welche den

Vergleich zu anderen akademischen

Berufen mit hoher Führungsverantwor-

tung aushält. Jegliches Niveaudumping

zwecks Behebung von Mangelsitu-

ationen ist kurzsichtig, beschädigt

das Ansehen des Berufs, führt so zu

weiteren Abwendungen und verschärft

mittel- und langfristig die heute schon

bestehenden Qualitätsprobleme.

4. Die Profis respektieren
Die Einmischung der Politik in operative

Details der Schulführung muss durch

eine Kultur des Respekts vor der Pro-

fession abgelöst werden. Die Grundidee

des «New Public Management», bisher

oft pervertiert, ist endlich konsequent

durchzuziehen: Die Politik erteilt den

Auftrag. Die Profession rechnet den

Tarif aus, zu dem dieser Auftrag erfüll-

bar ist. Klaffen Auftrag und Ressourcen

auseinander, dann ist es wiederum an

der Politik, entweder die Ressourcen

nachzubessern oder den Auftrag zu

reduzieren oder fallen zu lassen. Die

Profession erträgt es nicht mehr, Auf-

träge unter Tarif ungenügend erfüllen

zu müssen. Und sie lässt nicht mehr

zu, dass Laien in Details der Berufsaus-

Übung hineinreden.

5. Chancengleichheit
und Integration sind
als Leitideen nicht
verhandelbar

Öffentliche Bildung in einer demokra-

tischen Gesellschaft ist nur denkbar

unter dem Anspruch des Bemühens um

Chancengleichheit und Integration. So

schreibt es die Verfassung vor. Dass

diese Leitideen in der Praxis dann nur

unvollkommen erreichbar und ihrer

Umsetzung Grenzen gesetzt sind, ist

ebenso zu anerkennen. Streitereien

um die Extrempositionen sind hier

völlig unfruchtbar und fehl am Platz.

Die Schulen brauchen jedoch eine

stark verbesserte Ausrüstung für den

Umgang mit heterogenen Lerngrup-

pen. Mit Blick auf die Entwicklung der

Gesellschaft braucht es deutlich mehr

Tagesstrukturen sowie Massnahmen

der Frühförderung.

Wozu einen Schweizer
de l'Education?

Mehr Leistung in der Sei



6. Auftrag erfüllen statt
Kulissen malen

Der modischen Kontroll- und Wettbe-

werbsrhetorik ist eine klare Absage zu

erteilen. Die Benchmarking-Analogien

aus der Privatwirtschaft sind aus

verschiedenen Gründen nicht auf ein

öffentliches Pflichtschulwesen über-

tragbar. Länder mit extremer Wettbe-

werbskultur (Schulrankings, Benchmar-

kings- und Schulaudits) sind damit nicht

erfolgreich, weil die Schulen solche

untauglichen Ansätze rasch unterlaufen

und gezwungen sind, ihre Energie in die

«Kulissenmalerei» statt in die Qualität

der Auftragserfüllung zu investieren.

Die schulgerechte Alternative ist die

Verpflichtung der Schulen zur Rechen-

schaftslegung über die Auftragser-

füllung. Dies geschieht auf der Basis

einer professionell durchgeführten und

kontrollierten Selbstevaluation.

7. Politische Bildung stärken
Die politische Bildung ist völlig unge-
nügend geworden, was die kompetente
Teilhabe der Bürgerinnen und Bürger an

der demokratischen Gestaltung des Ge-

meinwesens gefährdet. Der politischen

Bildung drohen weitere Kürzungen im

Lehrplan und in der Stundendotation.
Es braucht gesicherte elementare

Kenntnisse über das Funktionieren

unserer politischen Institutionen. Und

bei den Kindern und Jugendlichen muss
für das persönliche politische Engage-

ment der Sinn geweckt und der Wille

geschaffen werden. Gefordert ist hier

eine gemeinsame Bildungsoffensive von

Politik, Schulbehörden und Lehrerschaft

mit den dafür notwendigen Ressourcen.

Der Blick von aussen

Eine erste Aussensicht brachten Frau

R. Jean und Herr M. Spillmann mit ihren

Tageskommentaren ein. Hier eine kurze

Zusammenfassung des selbst Gehörten:

Frau Romaine Jean, rédactrice en

chef adjointe de l'actualité à la TSR

Frau year äusserte s/c/j über d/'e

ßesorgn/'s der Leute /'n der Schwe/z:

D/'ese se/en /V? erster L/'n/e FuFush/'ma

und dann unm/'ffe/öar d/'e Schu/e. D/'e

F/nm/'scAung- der Po//f//r - /efzf//'cb der

Sei/ô7Ferun,g- - se/' w/'chf/g. //Man Fan/r

und muss s/c/j gegense/'f/g anhören und

£eme/ns3/77 über Schu/e reden.//

F/'nen we/'feren SchwerpunFf setzt s/'e

rn/'t der besonders w/'chf/gen Aufgabe

des Zusammenha/fs der Gese//sc/7a/t,

we/cbe wo/)/ nur noch d/'e Schu/e /e/sten

/rann. D/es se/' für e/'ne Schwe/z m/'t

wer Landessprachen, m/'f y'eder werfen

Person, we/che n/'chf h/'er gehören /'st,

und den a//geme/'nen gese//schaff//'chen

Veränderungen von höchster ßedeu-

fung. Zum Sch/uss ze/gf s/'e s/'ch dher-

rascht vom echten Austausch /hnerha/h

des /. ß/'/dungsfages und wünscht a//en

Lehrpersonen we/'ferh/'n w'e/ Freude /'n

/'hrer w/'cht/gen und schönen FunFf/'on.

Herr Markus Spillmann,
Chefredaktor NZZ

L/err Sp/7/mann g//'ederfe se/'nen

/Commenter /'n zwe/' Fe/'/e; /'n S/reps/'s

und /'n Pos/'f/Ves. Zuerst nannte er d/'e

Hü'derspröche /'m Anspruch der ß//-

dungspo//'f/'F und der fSchu/-,) Pea/Zfäf.

Ott bestehe auch e/'n Z/e//ron/7/A'f hzw.

e/ne /C/uff zw/'schen dem e/genf//'chen

Auftrag: So// man nun Pädagoge oder

eher Frz/'eher se/'n? Auch teh/fe F/errn

Sp///mann während der D/'sFuss/'on e/'ne

Gesamfschau der Vo/Fsschu/e. D/'es

hätte s/'ch auch am fyp/'schen 1/erha/fen

der Po//'f/'Fer man/'fesf/'erf, /ndem s/'e nur
e/'ne der Thesen bzw. e/'nen ß//cFpun/rf

auswäh/en würden. F/'nen we/'feren

H//'derspruch ortete er be/' den Thesen

se/bsf: /Väm//'ch zw/'schen der These

/ irm/'ss/'on /'mposs/'b/e// und These 5

rdnfegraf/'on//.

Aber es gebe auch Pos/'f/Ves: D/'e 1/er-

ansfa/fung a/s so/che sche/'ne /'hm ge-

e/gnef Tür e/'nen D/ä/og und den Aufbau

von Versfandn/'s für d/'e gegense/'f/gen

An//egen. Dabe/' betonte er d/'e l/I//'cbf/g-

Fe/'f des d/'reFfen Ausfauschs und der

VerFnüpfung von Sfrafeg/schem m/'f

Operaf/Vem. F/'n besonderes Anderen

waren Werrn Sp/'//mann d/'e F/fern.

D/'ese müssten a/s mönd/ge, ernsthafte

Partner wahrgenommen werden. Dann

würden d/'e F/fern für d/'e An//'egen der

Schu/e gewonnen werden.

«Die Schule braucht Öffentlichkeit

und sie braucht die Unterstützung der

Politik», hielt in seiner Eröffnungsan-

spräche LCH-Zentralpräsident Beat W.

Zemp fest. Mit dem ersten Schweizer

Bildungstag wurde ein Beitrag gelei-

stet, um das gegenseitige Verständnis

zwischen der organisierten Lehrerschaft

und der Bildungspolitik zu verbessern.

Weitere Bildungstage müssen folgen!
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